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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Volksrechte

Auf eine Vereinfachung des Abstimmungsverfahrens bei gleichzeitigem Vorliegen von
Initiative und Gegenvorschlag zielte eine parlamentarische Initiative Borer (svp, SO).
Seine Idee, auf eine Stichfrage zu verzichten und bei doppeltem Ja der Vorlage mit den
meisten Stimmen den Vorzug zu geben, fand allerdings nur in seiner eigenen Fraktion
Unterstützung. Mit 138 zu 55 Stimmen wurde sie abgelehnt. Die SPK-N hatte darauf
hingewiesen, dass nur mit einer Stichfrage alle Präferenzen korrekt abgebildet würden.
Wer etwa Initiative und Gegenvorschlag dem Status Quo vorzieht, die Initiative aber
präferiert, der müsste den Gegenvorschlag ablehnen, wenn er nicht die Stichfrage
hätte, mit der er seiner Präferenzordnung (Initiative vor Gegenvorschlag vor Status Quo)
Ausdruck verleihen könne. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.03.2012
MARC BÜHLMANN

Wirtschaft

Landwirtschaft

Tierhaltung, -versuche und -schutz

Au plénum, le rapporteur de la sous-commission, le valaisan Oskar Freysinger (udc), a
présenté cette loi comme « pragmatique et libérale » et a invité les députés à suivre la
position de la commission et voter l’entrée en matière. Une minorité de la commission
emmenée par Ruedi Noser (plr, ZH) a proposé, quant à elle, de ne pas entrer en matière
sur les deux projets, les jugeant « démesuré, redondant » et faisant naître de « fausses
attentes ». Au vote, les députés ont accepté l’entrée en matière sur le projet 1 par 102
voix contre 72, et par 98 voix contre 68 sur le projet 2. Lors de la discussion par article,
les députés se sont prononcés sur 13 propositions d’amendement, dont dix émanaient
du seul Roland Borer (udc, SO). De tous les amendements proposés, auxquels la
commission s’opposait d’ailleurs, douze ont été rejetés à de larges majorités par le
plénum. Le seul amendement adopté – par 95 voix contre 65 – a été celui du député
bernois Norbert Hochreutener (pdc), qui demandait que l’assurance responsabilité
civile que devra conclure tout détenteur de chien prévoira une couverture d’un million
de francs (éventuellement de deux millions) au minimum. Au vote sur l’ensemble, les
députés ont adopté le projet par 97 voix contre 72, une large majorité de l’UDC et du
PLR s’y opposant en vain. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.06.2009
ELIE BURGOS

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Suchtmittel

2004 hatte Nationalrat und Präventivmediziner Gutzwiller (fdp, ZH) eine
parlamentarische Initiative eingereicht mit der Forderung einer bundesweit
einheitlichen Regelung eines Rauchverbots in geschlossenen Räumen, die der
Öffentlichkeit zugänglich sind. Nach zweijähriger Vorbereitung schlug die SGK-N nun
ein spezielles Bundesgesetz zum Schutz vor Passivrauchen vor, welches auch die
Zustimmung des Bundesrates fand. Die Kommissionssprecherin unterstrich den
Paradigmenwechsel der Vorlage: Statt der Freiheit des Rauchens werde die Freiheit des
Nichtrauchens ins Zentrum gerückt. Die Regelung sei verhältnismässig und aus
gesundheits- und präventionspolitischen Gründen erforderlich. Das Eintreten auf die
Vorlage wurde von einer Kommissionsminderheit, vertreten durch Bortoluzzi (svp, ZH),
bekämpft. Wenn ein zugelassenes Produkt wie der Tabak für Dritte derart gefährlich sei,
müsste es eigentlich ganz verboten werden, meinte er. Weiter sei die Vorlage
eigentums- und KMU-feindlich. Die Minderheit wurde unterstützt von der SVP-Fraktion
und einer Mehrheit der FDP-Fraktion. So wehrte sich Huber (fdp, UR) gegen staatliche
Bevormundung und betonte das liberale Prinzip von Freiwilligkeit und
Selbstverantwortung auch in dieser Frage. Für die SP lobte Schenker (BS) hingegen den

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.10.2007
MARIANNE BENTELI
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Kommissionsvorschlag als wichtigen Schritt zum Schutz vor dem Passivrauchen,
insbesondere auch für das Servicepersonal, das vielfach unfreiwillig dem Tabakrauch in
Restaurants ausgesetzt sei. Mit 111 zu 64 Stimmen beschloss der Rat Eintreten auf die
Gesetzesvorlage. 

In der Detailberatung drehte sich die Diskussion vor allem um die Ausnahmeregelungen
im Bereich der Gastrobetriebe. Hier setzte sich die Kommissionsminderheit mit 95 zu
77 Stimmen durch. Demnach ist das Rauchen in abgetrennten, speziell
gekennzeichneten Räumen mit ausreichender Belüftung generell erlaubt, auch wenn
dort Angestellte arbeiten. Die Kommission hatte lediglich unbediente „Fumoirs“
zulassen wollen. Weiter können Gastrobetriebe und Nachtlokale auf Bewilligung hin als
gekennzeichnete Raucherbetriebe geführt werden. Die Bewilligung wird erteilt, wenn
„eine Trennung von Raucher- und Nichtraucherräumen nicht möglich oder unzumutbar
ist“. Damit, so Minderheitssprecher Borer (svp, SO), bleibe man eine tolerante
Gesellschaft, in der die eine Seite auf die andere Rücksicht nimmt und die
gegenseitigen Bedürfnisse akzeptiert werden. Die Fraktionen von SP und Grünen
warnten vergeblich, dass mit diesen Ausnahmen das Gesetz und der
Arbeitnehmerschutz unterlaufen werden. Unterstützt wurden die Anträge der
Minderheit von den Fraktionen der SVP, der FDP und der CVP. Betreffend
Arbeitnehmerschutz vertrat Engelberger (fdp, NW) die Meinung, dass niemand in einem
Raucherbetrieb arbeiten müsse, wenn er nicht wolle. Ausnahmen für
Einzelarbeitsplätze sowie wohnungsähnliche Einrichtungen (z.B. geschlossene
Abteilungen psychiatrischer Kliniken, Strafvollzugsanstalten etc.) waren schon im
Kommissionsentwurf vorgesehen und wurden nicht bestritten. In der
Gesamtabstimmung wurde die Vorlage mit 109 zu 52 Stimmen angenommen. 3

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Die Zusatzversicherungen waren auch Gegenstand einer parlamentarischen Initiative
der grünen Berner Nationalrätin Teuscher. Sie forderte ein Verbot der Benachteiligung
der Frauen insbesondere bei der Prämiengestaltung in der Halbprivat- und
Privatversicherung. Die Mehrheit der vorberatenden Kommission sprach sich dafür aus,
der Initiative Folge zu geben. Eine von Borer (svp, SO) angeführte Minderheit plädierte
hingegen für die strikte Beibehaltung der Freiheit der Versicherungen und der
Versicherten in diesem Bereich. Mit 78 zu 77 Stimmen bei drei Enthaltungen wurde die
Initiative äusserst knapp angenommen. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.10.1999
MARIANNE BENTELI

Die Kommissionen für soziale Sicherheit und Gesundheit der beiden Räte behandelten
im Jahr 2016 eine parlamentarische Initiative Borer (svp, SO) zur Stärkung der
Selbstverantwortung im KVG, die von Nationalrat Brand (svp, GR) übernommen worden
war. Der Vorstoss verlangte, die minimale Vertragsdauer für besondere
Versicherungsmodelle in der Krankenversicherung, wie solche mit Wahlfranchise oder
einer Einschränkung der Arztwahl, von einem auf drei Jahre zu erhöhen. Entsprechende
Modelle werden von den Versicherten gewählt, da sie mit tieferen Prämien einher
gehen. Allzu oft komme es jedoch vor, so war in der Begründung des Vorstosses zu
lesen, dass Versicherte im Vorfeld geplanter medizinischer Eingriffe oder nach einer
Verschlechterung ihres Gesundheitszustandes aus den entsprechenden Modellen in
das Grundmodell mit der ordentlichen Franchise von CHF 300 wechseln, wo die eigene
Beteiligung an den Kosten tiefer ist. Dieses opportunistische Verhalten solle
unterbunden werden. Als positiver Nebeneffekt ergebe sich eine administrative
Vereinfachung, und die Wahlfreiheit der Versicherten bleibe erhalten. Im Grundmodell
sollen weiterhin Verträge von einem halben oder einem Jahr Laufzeit möglich sein. Im
Juni 2016 gab die nationalrätliche Kommission für Gesundheit und Soziales dem
Anliegen mit 17 zu 7 Stimmen Folge. Im August entschied die ständerätliche
Schwesterkommission mit 8 zu 4 Stimmen ebenfalls für Folge geben. Damit ging der
Auftrag an die SGK-NR, einen Erlassentwurf auszuarbeiten. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.06.2016
FLAVIA CARONI
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Im April 2017 beriet die SGK-NR einen Vorentwurf zur Umsetzung der
parlamentarischen Initiative Borer (svp, SO) (übernommen von Brand (svp, GR)) zur
Stärkung der Selbstverantwortung im KVG, gemäss welchem eine Wahlfranchise
während dreier Jahre nicht gewechselt werden kann. Dadurch sollen kurzfristige
Wechsel zur Grundfranchise bei bekannten anstehenden medizinischen Eingriffen
verhindert und die Administrationskosten gesenkt werden. Ein Krankenkassenwechsel
der Versicherer wäre unter Beibehaltung der Franchise weiterhin möglich. Die
Kommission stimmte dem Vorentwurf mit 17 zu 6 Stimmen zu, eine Minderheit lehnte
ihn ab, da dadurch Personen mit chronischen Erkrankungen schlechtergestellt würden.
Zudem könnten den Versicherten so durch gesundheitliche oder finanzielle
Schwierigkeiten grosse Probleme entstehen. 
Im September 2017 schickte die SGK-NR den Vorentwurf in die Vernehmlassung. Dort
stiess er bei der SVP, BDP und CVP, sechs Kantonen (AI, BL, NW, SG, UR, ZG), dem
Gewerbeverband sowie einzelnen Leistungserbringern und Versicherern auf
Zustimmung. Die FDP und GLP sowie vier Kantone (AG, GR, JU, ZH) stimmten zwar
mehrheitlich zu, brachten aber auch Vorbehalte an. Die Befürworter lobten, dass die
Vorlage die Eigenverantwortung der Versicherten sowie die Solidarität zwischen
Gesunden und Kranken stärke und zur Kostensenkung beitrage. Sie brachten jedoch
verschiedene Verbesserungsvorschläge ein: die Beibehaltung von einjährigen
Wahlfranchisen mit Option auf mehrjährige Verträge; eine zwei- anstatt dreijährige
Mindestdauer der Franchisen; eine jährliche Möglichkeit, in höhere Franchisen zu
wechseln sowie eine vorgängige Analyse der Auswirkungen eines solchen
Systemwechsels. Trotz ihrer Zustimmung äusserten sie Zweifel, ob durch diese
Änderung wirklich ein Effekt der Kostendämpfung beobachtet werden könne.
Womöglich würden dadurch mehr Personen die Grundfranchise wählen und sich in der
Folge weniger kostenbewusst verhalten. Allenfalls würden die Versicherten dadurch
auch mehr Sozialhilfe oder Prämienverbilligungen benötigen, wodurch die Kosten für
die Kantone stiegen. 
Elf Kantone (AR, BE, FR, GE, GL, NE, OW, SO, TG, TI, VD), die SP, die Grünen sowie
zahlreiche Wirtschaftsverbände, Leistungserbringer, Versicherer,
Konsumentenvertreter und andere Interessierte lehnten den Entwurf ab. Entweder
bezweifelten sie die positive Wirkung der Vorlage auf die Selbstverantwortung der
Versicherten, auf die Kosten oder auf den Aufwand für die Versicherer oder sie
kritisierten die Einschränkungen der Wahlfreiheit der Versicherten und deren bereits
sehr hohe Selbstbeteiligung. 
Im April 2018 entschied die SGK-NR mit 11 zu 7 Stimmen bei 2 Enthaltungen, die Vorlage
mit einer kleinen Änderung zu überweisen. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.04.2017
ANJA HEIDELBERGER

Im September 2018 nahm der Bundesrat zum Entwurf der SGK-NR im Rahmen der
parlamentarischen Initiative Borer (svp, SO) für eine Stärkung der Selbstverantwortung
im KVG Stellung. Er erklärte seine Unterstützung für den Minderheitsantrag Carobbio
Guscetti (sp, TI) auf Nichteintreten, da das strategische Wechseln der Franchisen
gemäss dem Bericht der SGK-NR nur in 0.17 Prozent der Fälle vorkomme und die
Krankenversicherungen dadurch jährlich lediglich CHF 5 Mio. einsparen könnten.
Diesem geringen Vorteil stünden jedoch zahlreiche Nachteile gegenüber, etwa eine
Schwächung der Selbstverantwortung durch häufigere Wahl der Grundfranchise,
Mehrkosten für EL und Sozialhilfe und somit auch für Kantone und Gemeinden sowie
ein administrativer Mehraufwand für die Krankenversicherungen. 
In der Wintersession 2018 behandelte der Nationalrat den Entwurf. Als
Kommissionssprecher betonten Philippe Nantermod (fdp, VS) und Heinz Brand (svp, GR)
noch einmal den Nutzen der Vorlage: Das opportunistische «Franchisenhüpfen» müsse
gestoppt werden, auch wenn es sich dabei um ein untergeordnetes Problem handle.
Barbara Gysi (sp, SG) kritisierte im Namen der Minderheit Carobbio Guscetti vor allem
das Verhalten der Kommission, die trotz mehrheitlich negativer
Vernehmlassungsantworten keinen der Kritikpunkte in die Vorlage aufgenommen hatte.
Mit 111 zu 68 Stimmen bei einer Enthaltung sprach sich der Nationalrat für Eintreten auf
die Vorlage aus. Während die SP- und die Grünen-Fraktion Eintreten geschlossen
ablehnten, war die Situation aufseiten der Bürgerlichen weniger deutlich. Gespalten
zeigte sich insbesondere die FDP-Fraktion, aber auch in der SVP- und der CVP-Fraktion
lehnten einzelne Personen eine Behandlung der Vorlage ab. Knapper scheiterte der
Antrag Grüter (svp, LU) auf Rückweisung an die Kommission: Mit 86 zu 81 Stimmen bei 13
Enthaltungen stimmte der Rat für die Behandlung der Vorlage, wobei hier die Fronten
quer durch die meisten Fraktionen verliefen. 
In der Detailberatung versuchte eine Minderheit Ruiz (sp, VD), eine Ausnahmeklausel für
Personen, bei denen neu eine chronische oder schwere Krankheit diagnostiziert wurde,
zu schaffen. Eine solche lehnte der Nationalrat jedoch mit 118 zu 56 Stimmen (bei 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.11.2018
ANJA HEIDELBERGER
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Enthaltung) ab. Ebenfalls abgelehnt wurde eine vom Bundesrat vorgeschlagene und von
der Kommissionsmehrheit unterstützte Pflicht für die Krankenversicherungen, die
Versicherten zwei Monate vor Ablauf der Frist auf ihre Wahlmöglichkeit hinzuweisen.
Mit 112 zu 62 Stimmen (3 Enthaltungen) folgte die grosse Kammer einer Minderheit
Humbel (cvp, AG), welche unter anderem die Kosten für die Versicherungen «ohne
Mehrwert für die Versicherten» scheute. Mit 113 zu 60 Stimmen (bei 5 Enthaltungen)
verabschiedete der Rat die Vorlage in der Gesamtabstimmung. 7

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Radio und Fernsehen

Durch die Revision des RTVG waren die Motionen von Lombardi (cvp, TI) (Mo. 05.3222)
zur Erhaltung des Angebots von Swissinfo/SRI und von Borer (svp, SO) (Mo. 04.3190)
zur Aufhebung des Reklameverbots sowie die parlamentarische Initiative von Schmid
(cvp, AI) zur Revision des RTVG bereits gesetzgeberisch erfüllt und konnten
abgeschrieben werden. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.06.2006
ANDREA MOSIMANN
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